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Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre, 

 

wir laden Sie hiermit zu einer außerordentlichen Hauptversammlung ein, die am Freitag, den 

6. März 2015, um 11:00 Uhr, im Hilton Frankfurt, Hochstraße 4, 60313 Frankfurt stattfindet. 

 

I. Tagesordnung 

 

1. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals I/2015 

mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts  sowie entsprechende 

Änderung der Satzung 

Das Genehmigte Kapital I/2014 ist bereits teilweise ausgenutzt worden und soll bis zur 

außerordentlichen Hauptversammlung am 6. März 2015 vollständig ausgenutzt werden. 

Die entsprechende Ermächtigung in § 6 der Satzung wird zum Zeitpunkt der 

außerordentlichen Hauptversammlung am 6. März 2015 aufgebraucht sein.  

Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, Folgendes zu beschließen: 

a) Schaffung Genehmigtes Kapital I/2015 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 

Aufsichtsrates bis zum  5. März 2020 durch Ausgabe von bis zu Stück 10.685.238 

neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien in Form von Stückaktien im 

rechnerischen Nennwert von EUR 1,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlage ein- oder 

mehrmals in Teilbeträgen um bis zu EUR 10.685.238,00 zu erhöhen (Genehmigtes 

Kapital I/2015). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Der Vorstand 

wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der 

Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

– für Spitzenbeträge, 

– wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen 

Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende 

anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt der Ausgabe der 

neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten 

Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen 

Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne 

der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet, 
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– soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der 

Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten ein Bezugsrecht 

auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres 

Options- oder Wandlungsrechts zustünde,  

– um Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und mit ihr verbundener 

Unternehmen zu begeben sowie 

– bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen. 

Der Vorstand wird des Weiteren ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die 

weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und die sonstigen Bedingungen der 

Aktienausgabe festzulegen. Der Vorstand wird ermächtigt zu bestimmen, dass die 

neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 

Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der 

Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang 

der Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital zu ändern. 

b) Satzungsänderung 

Die Regelung in § 6 der Satzung (Genehmigtes Kapital) wird wie folgt neu gefasst: 

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 

Aufsichtsrates bis zum 5. März 2020 durch Ausgabe von bis zu Stück 10.685.238 

neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien in Form von Stückaktien im 

rechnerischen Nennwert von EUR 1,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlage ein- oder 

mehrmals in Teilbeträgen um bis zu EUR 10.685.238,00 zu erhöhen (Genehmigtes 

Kapital I/2015). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Der Vorstand 

ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der 

Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

– für Spitzenbeträge, 

– wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen 

Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende 

anteilige Betrag des Grundkapitals 10% des im Zeitpunkt der Ausgabe der 

neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten 

Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen 

Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne 

der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet, 
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– soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der 

Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten ein Bezugsrecht 

auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres 

Options- oder Wandlungsrechts zustünde,  

– um Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und mit ihr verbundener 

Unternehmen zu begeben sowie 

– bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen. 

Der Vorstand ist des Weiteren ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die 

weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und die sonstigen Bedingungen der 

Aktienausgabe festzulegen. Der Vorstand wird ermächtigt zu bestimmen, dass die 

neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 

Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der 

Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang 

der Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital zu ändern.“ 

c) Anweisung an den Vorstand 

Der Vorstand wird angewiesen die Beschlüsse gemäß Buchstabe a) und b) erst dann 

zum Handelsregister anzumelden, wenn das vollständige Erlöschen der Ermächtigung 

in § 6 der Satzung im Handelsregister eingetragen ist und das Grundkapital der 

Gesellschaft mindestens EUR 21.370.476,00 beträgt. 

 

2. Änderung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgab e von Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen und Ausschluss des Bezu gsrechts 

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft am 23. Oktober 2013 hat unter TOP 8 

beschlossen, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum 

30. September 2018 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder auf den Namen 

lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen („Schuldverschreibungen“) im 

Gesamtnennbetrag von nominal bis zu EUR 50.000.000,00 mit oder ohne 

Laufzeitbegrenzung auszugeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen Options- oder Wandlungsrechte auf neue, auf den Inhaber lautende 

Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu 

EUR 25.000.000,00 nach näherer Maßgabe der nachstehenden Options- bzw. 

Wandelanleihebedingungen („Schuldverschreibungsbedingungen“) zu gewähren. 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu. Die 
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Schuldverschreibungen können auch von einer Bank oder einem Bankenkonsortium mit der 

Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.  

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der 

Aktionäre auf die Schuldverschreibungen unter anderem dann auszuschließen, soweit die 

Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistung zum Zwecke des Erwerbs von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen erfolgt. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

Der Beschluss der Hauptversammlung vom 23. Oktober 2013 unter TOP 8 über die 

Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen wird 

dahingehend geändert, dass der Vorstand ermächtigt ist, mit Zustimmung des Aufsichtsrates 

das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen unter anderem dann 

auszuschließen, soweit die Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistung erfolgt.  

Daher wird die in der Hauptversammlung vom 23. Oktober 2013 unter TOP 8 erteilte 

Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in Absatz 5 Satz 3 unter dem 

vierten Spiegelstrich wie folgt geändert: 
 
„– soweit die Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistung erfolgt.“ 
 

3. Beschlussfassung über die Änderung des bedingten  Kapitals  

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, Folgendes zu beschließen: 

„a) Aufhebung des bedingten Kapitals in § 5 Abs. 4 der Satzung 

Die Regelung zum bedingten Kapital in § 5 Abs. 4 der Satzung wird aufgehoben. Die 

Aufhebung soll nur gemeinsam mit der Schaffung eines neuen bedingten Kapitals 

gemäß Buchstabe b) zum Handelsregister angemeldet werden.  

b) Schaffung eines neuen bedingten Kapitals 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 9.685.238,00 bedingt erhöht 

durch Ausgabe von bis zu 9.685.238 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien. 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Bezugs- und/oder 

Wandlungsrechten an die Inhaber von Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen, die nach Maßgabe der Ermächtigung gemäß 

Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 23. Oktober 2013 

in der Fassung der Änderung gemäß dem Hauptversammlungsbeschluss vom 6. März 

2015 begeben werden. Die Ausgabe neuer Aktien erfolgt zu dem gemäß 

Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 23. Oktober 2013 

jeweils festzulegenden Wandlungs- bzw. Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung 
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wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Options- bzw. 

Wandlungsrechten von diesen Rechten Gebrauch machen oder die zur Wandlung 

verpflichteten Inhaber ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen und nicht ein Barausgleich 

gewährt oder eigene Aktien oder aus genehmigtem Kapital geschaffene Aktien zur 

Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen – sofern sie durch Ausübung 

bis zum Beginn der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft entstehen – vom 

Beginn des vorhergehenden Geschäftsjahres, ansonsten jeweils vom Beginn des 

Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Bezugsrechten entstehen, am 

Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

§ 5 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:  

(4) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 9.685.238,00 eingeteilt in bis zu 

9.685.238 auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

I/2015). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Bezugs- und/oder 

Wandlungsrechten an die Inhaber von Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen, die nach Maßgabe der Ermächtigung gemäß 

Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 23. Oktober 2013 

in der Fassung der Änderung gemäß dem Hauptversammlungsbeschluss vom 6. März 

2015 begeben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt gemäß des im Beschluss 

der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 23. Oktober 2013 zu 

Tagesordnungspunkt 8 jeweils festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreises. Die 

bedingte Kapitalerhöhung wird nur soweit durchgeführt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger 

von Wandlungs- oder Optionsrechten von diesen Rechten Gebrauch machen oder die 

zur Wandlung verpflichteten Inhaber ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen, soweit nicht ein 

Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder aus genehmigtem Kapital geschaffene 

Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Die Aktien nehmen – sofern sie durch 

Ausübung bis zum Beginn der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft 

entstehen – vom Beginn des vorhergehenden Geschäftsjahres, ansonsten jeweils vom 

Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Bezugsrechten 

entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung einer bedingten 

Kapitalerhöhung festzusetzen.“ 

c) Anweisung an den Vorstand 

Der Vorstand wird angewiesen die Beschlüsse gemäß Buchstabe a) und b) erst dann 

zum Handelsregister anzumelden, wenn das Grundkapital der Gesellschaft mindestens 

EUR 21.370.476,00 beträgt. 
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4. Beschlussfassung über eine Ermächtigung zur Aufl age eines 

Aktienoptionsplans 2015 und Änderung der Satzung 

Im Hinblick auf die Entwicklung des Unternehmens und um auch künftig eine 

wettbewerbsgerechte Gesamtvergütung der Führungskräfte der Gesellschaft sicherstellen zu 

können, halten der Vorstand und der Aufsichtsrat eine Schaffung von Aktienoptionen für 

erforderlich. Ziel des Programms ist die Motivation der bereits beschäftigten Mitarbeiter und 

die Anziehung weiterer qualifizierter Kräfte. Mittelbar wird davon ein gesteigerter 

Unternehmenserfolg und damit auch eine Wertsteigerung für die Aktionäre der Gesellschaft 

erwartet. 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Aktienoptionsplan 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 

31. Dezember 2015 („Ausgabezeitraum“) nach näherer Maßgabe der nachfolgenden 

Bestimmungen im Rahmen des Aktienoptionsplans 2015 bis zu 1.000.000 

Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf Aktien der DEMIRE Deutsche Mittelstand Real 

Estate AG (nachfolgend auch: „Gesellschaft“) mit einer Wartezeit von vier Jahren und 

einer Ausübungszeit von weiteren fünf Jahren („Ausübungszeitraum“) auszugeben mit 

der Maßgabe, dass jede Aktienoption das Recht zum Bezug von einer Aktie der 

Gesellschaft gewährt. Zur Ausgabe von Aktienoptionen an Mitglieder des Vorstands 

der Gesellschaft gilt diese Ermächtigung allein für den Aufsichtsrat.  

Für die Ausgabe von Aktienoptionen im Rahmen des Aktienoptionsplans 2015 gilt: 

(1) Kreis der Bezugsberechtigten 

Der genaue Kreis der Berechtigten und der Umfang der ihnen jeweils zum Bezug 

anzubietenden Aktienoptionen werden durch den Vorstand der Gesellschaft mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festgelegt. Soweit Mitglieder des Vorstandes der 

Gesellschaft Aktienoptionen erhalten sollen, obliegt diese Festlegung und die Ausgabe 

der Aktienoptionen dem Aufsichtsrat. 

Es dürfen ausgeben werden  

– an Mitglieder des Vorstands, insgesamt bis 800.000 Aktienoptionen (80 %) 

– an ausgewählte Mitarbeiter der Gesellschaft oder Geschäftsführer oder 

Mitarbeiter von Konzerngesellschaften, insgesamt bis 200.000 Aktienoptionen 

(20 %). 
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(2) Bezugsrecht 

Die Aktienoptionen gewähren dem Inhaber das Recht zum Bezug von auf den Inhaber 

lautenden stimmberechtigten Stückaktien der Gesellschaft. Dabei gewährt jede 

Aktienoption das Recht auf den Bezug von je einer Aktie der Gesellschaft gegen 

Zahlung des Ausübungspreises nach Ziff. (5). Die neuen Aktien nehmen vom Beginn 

des Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des 

Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist. Die Optionsbedingungen können vorsehen, dass die 

Gesellschaft dem Bezugsberechtigten in Erfüllung des Bezugsrechtes wahlweise 

anstelle von neuen Aktien unter Inanspruchnahme des bedingten Kapitals auch eigene 

Aktien gewähren kann; soweit über die Gewährung eigener Aktien an 

Bezugsberechtigte entschieden werden soll, obliegt die Entscheidung hierüber dem 

Aufsichtsrat. 

(3) Erwerbszeiträume 

Die Ausgabe erfolgt bis zum 31. Dezember 2015. Die Ausgabe von Aktienoptionen ist 

ausgeschlossen jeweils in der Zeit zwischen dem Zehnten des letzten Monats eines 

jeden Quartals und dem Tag der nachfolgenden Bekanntgabe der jeweiligen 

vorläufigen Quartalsergebnisse (je einschließlich) sowie in der Zeit zwischen dem 

Zehnten des vorletzten Monats vor dem Tag der ordentlichen Hauptversammlung der 

Gesellschaft und dem Tag der Hauptversammlung (jeweils einschließlich). 

(4) Wartezeit, Ausübungszeiträume und Optionslaufzeit  

Die Bezugsrechte aus den Aktienoptionen können erstmals nach Ablauf der 

gesetzlichen Wartezeit von vier Jahren gemäß § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG ausgeübt 

werden. Sie beginnt nach Ausgabe der jeweiligen Aktienoptionen (Tag der Annahme 

der Zeichnungserklärung des Berechtigten durch die Gesellschaft oder das von ihr für 

die Abwicklung eingeschaltete Kreditinstitut). Die Ausübung der Bezugsrechte ist 

ausgeschlossen jeweils in der Zeit zwischen dem Zehnten des letzten Monats eines 

jeden Quartals und dem Tag der nachfolgenden Bekanntgabe der jeweiligen 

vorläufigen Quartalsergebnisse (je einschließlich) sowie in der Zeit zwischen dem 

Zehnten des vorletzten Monats vor dem Tag der ordentlichen Hauptversammlung der 

Gesellschaft und dem Tag der Hauptversammlung (jeweils einschließlich). Die 

Ausübung der Bezugsrechte ist innerhalb von neun Jahren, beginnend mit dem Tag 

der Ausgabe der Aktienoptionen, möglich.  

(5) Ausübungspreis  

Der jeweils festzusetzende Ausübungspreis für eine Aktie der Gesellschaft bei 

Ausübung der Aktienoptionsrechte entspricht mindestens 100% des Basispreises. 
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Basispreis ist der Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung des Vorstands, im Fall der Ausgabe von Aktienoptionsrechten an 

Mitglieder des Vorstands zum Zeitpunkt der Beschlussfassung durch den Aufsichtsrat, 

über die Ausgabe von Aktienoptionsrechten. Maßgeblicher Börsenkurs ist der 

Durchschnittswert der Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter 

Wertpapierbörse im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an 

den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung über die Ausgabe der 

Aktienoptionen. 

Die Optionsbedingungen können für den Fall, dass während der Laufzeit der 

Aktienoptionen unter Einräumung eines Bezugsrechts an die Aktionäre das 

Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe neuer Aktien erhöht wird oder eigene 

Aktien abgegeben werden oder Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft begeben werden, eine Ermäßigung des 

Ausübungspreises in dem Verhältnis vorsehen, in dem der Ausgabepreis des den 

Aktionären zustehenden Bezugsrechts zum Ausübungspreis der Aktienoptionen vor 

Bezugsrechtsabschlag steht. Die Anpassung entfällt, wenn den Inhabern der 

Aktienoptionen ein Bezugsrecht eingeräumt wird, welches dem Bezugsrecht der 

Aktionäre entspricht. Die Optionsbedingungen können ferner eine Anpassung für den 

Fall von Kapitalmaßnahmen (Aktienzusammenlegung oder –split, Kapitalerhöhung aus 

Gesellschaftsmitteln, Kapitalherabsetzung) während der Laufzeit der Bezugsrechte 

vorsehen. Mindestausübungspreis ist jedoch in jedem Fall der geringste 

Ausgabebetrag im Sinn von § 9 Absatz 1 AktG. 

(6) Erfolgsziele  

Voraussetzung für die Ausübung der Bezugsrechte ist, dass der Schlusskurs der Aktie 

im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse  an dem der Ausübung des Bezugsrechts vorangehenden Tag 

mindestens 10 % höher ist, als der nach Ziffer (5) zu bestimmende Basispreis.  

(7) Weitere Regelungen  

Die Optionsbedingungen können vorsehen, dass die Gesellschaft die ausgegebenen 

Aktienoptionen ganz oder teilweise kündigen kann, falls das Anstellungsverhältnis des 

Bezugsberechtigten mit der Gesellschaft oder mit einem mit der Gesellschaft 

verbundenen Unternehmen innerhalb von vier Jahren nach der Ausgabe der 

Aktienoptionen endet und die Beendigung nicht auf dem Eintritt in den Ruhestand oder 

auf Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit des Bezugsberechtigen beruht. Für den Todesfall, 

den Ruhestand sowie für Härtefälle können in den Optionsbedingungen 

Sonderregelungen vorgesehen werden. Dasselbe gilt für den Fall, dass die 

Gesellschaft Beteiligungen an Konzerngesellschaften an Dritte abgibt, ein 

Kontrollwechsel eintritt, die Ausgabe von Aktien unmöglich wird oder der Betriebsteil 
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oder die Gesellschaft nicht mehr im Sinne von §§ 15 ff. AktG mit der Gesellschaft 

verbunden ist. Im Übrigen ist die Übertragbarkeit oder jede anderweitige wirtschaftliche 

Verwertung der Aktienoptionen, außer durch Ausübung auszuschließen. Der Vorstand 

wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen 

festzulegen. Soweit die Mitglieder des Vorstands betroffen sind, werden die weiteren 

Einzelheiten der Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der 

Aktienoptionen durch den Aufsichtsrat festgelegt.  

(8) Schaffung eines neuen bedingten Kapitals 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 1.000.000,00 durch Ausgabe 

von bis zu 1.000.000 auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 

Kapital II/2015). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von Bezugsrechten 

aus Aktienoptionen, die aufgrund der Ermächtigung der außerordentlichen 

Hauptversammlung vom 6. März 2015 im Rahmen eines Aktienoptionsplans 

(„Aktienoptionsplan 2015“) in dem Erwerbszeitraum ausgegeben werden. Die bedingte 

Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen ausgegeben 

werden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der 

Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung des 

Bezugsrechts eigene Aktien gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten 

Kapital erfolgt zu dem gemäß Tagesordnungspunkt 4 der außerordentlichen 

Hauptversammlung vom 6. März 2015 festgelegten Ausübungspreis. Die aus der 

Ausübung der Bezugsrechte hervorgehenden neuen Aktien der Gesellschaft nehmen 

vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des 

Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Optionsbedingungen 

sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen festzulegen. Soweit die 

Mitglieder des Vorstands betroffen sind, werden die weiteren Einzelheiten der 

Optionsbedingungen sowie die Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen durch 

den Aufsichtsrat festgelegt. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung 

der Gesellschaft jeweils entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem 

bedingten Kapital zu ändern. 

(9) Einfügung eines neuen § 5 Abs. 5 der Satzung  

§ 5 der Satzung der Gesellschaft wird um folgenden Abs. 5 ergänzt:  

„(5) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 1.000.000,00 (in Worten: 

eine Million Euro) durch Ausgabe von bis zu 1.000.000 (in Worten: eine Million) 

neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

II/2015). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 
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Inhaber von Aktienoptionen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 

außerordentlichen Hauptversammlung vom 6. März 2015 im Rahmen des 

Aktienoptionsplans 2015 in dem Erwerbszeitraum von der Gesellschaft 

ausgegeben werden, von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft 

Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte 

eigene Aktien gewährt. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Optionsbedingungen sowie der 

Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen festzulegen. Soweit die 

Mitglieder des Vorstands betroffen sind, werden die weiteren Einzelheiten der 

Optionsbedingungen sowie die Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen 

durch den Aufsichtsrat festgelegt. Die aus der Ausübung dieser Bezugsrechte 

hervorgehenden neuen Aktien der Gesellschaft nehmen vom Beginn des 

Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts 

noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist 

ermächtigt, die Fassung der Satzung der Gesellschaft jeweils entsprechend dem 

Umfang der Kapitalerhöhung aus dem bedingten Kapital zu ändern.“ 

b) Anweisung an den Vorstand 

Der Vorstand wird angewiesen die Beschlüsse gemäß Buchstabe a) erst dann zum 

Handelsregister anzumelden, wenn das Grundkapital der Gesellschaft mindestens 

EUR 21.370.476,00 beträgt. 

 

5. Aufhebung eines Beschlusses über eine Kapitalerh öhung und Fassung eines  

Beschlusses über die Erhöhung des Grundkapitals der  Gesellschaft gegen 

Bareinlagen 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Der Beschluss der Hauptversammlung vom 15. Oktober 2014 zu TOP 7 über 

Satzungsanpassungen und die Erhöhung des Grundkapitals der Gesellschaft gegen 

Bareinlagen wird mit Ausnahme von Buchstabe a) (Satzungsanpassung) aufgehoben. 

b) Das Grundkapital der Gesellschaft, das nach Eintragung der bereits beschlossenen 

und der beabsichtigten Kapitalerhöhungen aus genehmigtem Kapital 

EUR 21.370.476,00 betragen wird, wird gegen Bareinlage erhöht von 

EUR 21.370.476,00 um bis zu EUR 50.000.000,00 auf bis zu EUR 71.370.476,00 

durch Ausgabe von bis zu 50.000.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 

(Stammaktien), jeweils mit einem auf die einzelne Aktie entfallenden anteiligen Betrag 

des Grundkapitals von je EUR 1,00. 
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c) Die neuen Aktien werden zum Betrag von EUR 1,00 je Stückaktie (geringster 

Ausgabebetrag) ausgegeben. Die neuen Aktien sind grundsätzlich erstmals für das ab 

dem 1. April 2014 bis zum 31. Dezember 2014 laufende Rumpfgeschäftsjahr 

gewinnberechtigt. Erfolgt die Ausgabe der neuen Aktien nach der Hauptversammlung, 

die über die Gewinnverwendung der Gesellschaft für das am 31. Dezember 2014 

endende Rumpfgeschäftsjahr beschließt, so sind die neuen Aktien abweichend von 

vorstehendem Satz 2 erstmals für das am 1. Januar 2015 beginnende Geschäftsjahr 

gewinnberechtigt. 

d) Die neuen Aktien werden den Aktionären und den Inhabern der 

Wandelschuldverschreibung 2013/2018 im Wege des mittelbaren Bezugsrechts 

angeboten. Sie werden von einem oder mehreren Kreditinstituten gezeichnet und mit 

der Verpflichtung übernommen, sie den Aktionären und Inhabern der 

Wandelschuldverschreibung 2013/2018 zum Bezug anzubieten und den Mehrerlös – 

unter Abzug einer angemessenen Provision sowie der Kosten und Auslagen – an die 

Gesellschaft abzuführen. 

e) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Kapitalerhöhung festzulegen. Dazu gehört neben der Festsetzung des 

Bezugspreises und der Art der Festsetzung des Bezugspreises sowie des Umfangs 

der Kapitalerhöhung, auch die Festlegung der Bedingungen, zu denen Aktionäre und 

Inhaber der Wandelschuldverschreibung 2013/2018 über ihr Bezugsrecht hinaus und 

Dritte die nicht gezeichneten Aktien ihrerseits erwerben können.  

f) Etwaige aufgrund des Bezugsrechts nicht bezogene Aktien können von einem oder 

mehreren Kreditinstituten beziehungsweise Finanzdienstleistungsinstituten im Rahmen 

einer Privatplatzierung und/oder eines öffentlichen Angebots Aktionären oder privaten 

oder institutionellen Anlegern zu dem festgesetzten Bezugspreis oder zu einem 

höheren Preis zur Zeichnung und Übernahme angeboten werden. 

g) Der Beschluss über die Erhöhung des Grundkapitals wird ungültig, wenn nicht bis zum 

Ablauf des 5. September 2015 mindestens 500.000 neue Stückaktien gezeichnet sind. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 5 (Grundkapital) der Satzung der 

Gesellschaft entsprechend der Durchführung der Kapitalerhöhung anzupassen. 

 
6. Wahlen zum Aufsichtsrat 

 

Herr Dr. Dirk Hoffmann hat sein Amt als Mitglied des Aufsichtsrates zum 31. Dezember 

2014 niedergelegt. Mit Beschluss des Amtsgerichts Frankfurt am Main vom 12. Januar 

2015 wurde Herr Dr. Peter Maser zum Mitglied des Aufsichtsrats bestellt.  
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Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich derzeit nach §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG 

in Verbindung mit § 10 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft aus drei Mitgliedern 

zusammen, die von der Hauptversammlung gewählt werden. An Wahlvorschläge ist 

die Hauptversammlung nicht gebunden.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, zu beschließen: 

 

Herr Dr. Peter Maser, Rechtsanwalt bei Deloitte Legal Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, 

Stuttgart wird zum Mitglied des Aufsichtsrates bis zur Hauptversammlung, die über die 

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates für das am 31. Dezember 2015 

endende Geschäftsjahr beschließt, bestellt. 

 

Herr Dr. Maser bekleidet bei folgenden in- und ausländischen Gesellschaften Ämter in 

gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten oder vergleichbaren Kontrollgremien:  

 

- Vorsitzender des Aufsichtsrats der BF.direkt AG 

- Mitglied des Aufsichtsrats der Volksbank Stuttgart eG 

- Mitglied des Verwaltungsrats der Verlagsgruppe Ebner Ulm GmbH & Co. KG. 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Ta gesordnungspunkt 1  

Zu Tagesordnungspunkt 1 der außerordentlichen Hauptversammlung am 6. März 2015 

schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, den Vorstand zur Erhöhung des Grundkapitals im 

Rahmen eines genehmigten Kapitals durch die ein- oder mehrmalige Ausgabe von auf den 

Inhaber lautenden Stückaktien zu ermächtigen. Der Vorstand erstattet gemäß §§ 203 Absatz 

2, 186 Absatz 4 Satz 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts diesen 

Bericht, der als Bestandteil dieser Einladung auch in der Hauptversammlung und vom Tag 

der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen 

der Gesellschaft ausliegt und auf Verlangen jedem Aktionär übersandt wird. 

Genehmigtes Kapital und damit verbundene Vorteile f ür die Gesellschaft 

Insgesamt soll ein neues genehmigtes Kapital bis zu einer Höhe von insgesamt 

EUR 10.685.238,00 eingeteilt in Stück 10.685.238 auf den Inhaber lautende Aktien, 

geschaffen werden. Durch das genehmigte Kapital wird der Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrates ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmalig um bis 

zu insgesamt EUR 10.685.238,00 gegen Bar- oder Sacheinlagen durch Ausgabe neuer auf 

den Inhaber lautender Aktien zu erhöhen. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital soll 
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den Vorstand in die Lage versetzen, jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrates kurzfristig 

auf auftretende Finanzierungserfordernisse im Zusammenhang mit der Umsetzung von 

strategischen Entscheidungen, die im Interesse der Gesellschaft stehen, reagieren zu 

können. 

Ausschluss des Bezugsrechts 

Der Vorstand soll im Rahmen des genehmigten Kapitals ermächtigt werden, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrates das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sach- oder Bareinlagen 

bis zu einem Betrag von insgesamt EUR 10.685.238,00 in folgenden Fällen auszuschließen: 

– für Spitzenbeträge, 

– wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für 

die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des 

Grundkapitals 10% des im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen 

Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 

Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum 

Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht 

wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet, 

– soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft 

oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- 

oder Wandlungsrechten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 

einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts 

zustünde, 

– um Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und mit ihr verbundener Unternehmen zu 

begeben sowie 

– bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen. 

Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist erforderlich, um ein technisch 

durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu können. Der mögliche Verwässerungseffekt 

ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Der Ausschluss dient daher der 

Praktikabilität und der leichteren Durchführung einer Emission. 

Weiterhin soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden, wenn die Volumenvorgaben und die 

übrigen Anforderungen für einen Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG erfüllt sind. Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen Börsenpreis wird voraussichtlich nicht 

über 3 %, jedenfalls nicht über 5% liegen. Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses 

soll die Verwaltung in die Lage versetzen, kurzfristig günstige Börsensituationen 

auszunutzen und dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen 

Ausgabebetrag und damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Eine 
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derartige Kapitalerhöhung führt erfahrungsgemäß zu einem höheren Mittelzufluss als eine 

vergleichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht der Aktionäre. Sie liegt somit im 

wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre. 

Der Bezugsrechtsausschluss liegt damit in den vorgenannten Fällen im Interesse der 

Gesellschaft und der Aktionäre. Der Bezugsrechtsausschluss bedingt zwar eine Verringerung 

der relativen Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der Aktionäre und hat 

folglich einen gewissen Verwässerungseffekt. Diejenigen Aktionäre, die ihre relative 

Beteiligungsquote und ihren relativen Stimmrechtsanteil jedoch beibehalten möchten, 

können die erforderliche Aktienanzahl über die Börse erwerben, um ihre bisherige 

Beteiligungsquote und ihren bisherigen Stimmrechtsanteil aufrechtzuerhalten. 

Nach Abwägung aller Umstände hält deshalb der Vorstand den Ausschluss des 

Bezugsrechts in den vorgenannten Fällen aus den dargelegten Gründen auch unter 

Berücksichtigung eines etwaigen Verwässerungseffektes für sachlich geeignet und 

erforderlich sowie gegenüber den Aktionären für angemessen. 

Das Bezugsrecht soll ausgeschlossen werden können, soweit es erforderlich ist, um den 

Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften 

ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen. Der Ausschluss des 

Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft 

bereits ausgegeben wurden oder zukünftig eventuell ausgegeben werden, dient dazu, deren 

Inhaber so zu stellen, als hätten sie von ihren Rechten aus den Schuldverschreibungen 

bereits Gebrauch gemacht und seien bereits Aktionäre. Dazu zählen die Inhaber der 

Schuldverschreibungen aus der von der Gesellschaft am 11. Dezember 2013 begebenen 

Wandelanleihe 2013/2018. Durch diesen Verwässerungsschutz wird verhindert, dass 

möglicherweise der Options- bzw. Wandlungspreis für die bereits ausgegebenen 

Schuldverschreibungen ermäßigt werden müsste. Dadurch wird insgesamt ein höherer 

Mittelzufluss sichergestellt.  

Das Bezugsrecht soll ferner ausgeschlossen werden können, um Belegschaftsaktien an 

Arbeitnehmer der Gesellschaft und der mit ihr verbundenen Unternehmen auszugeben. 

Belegschaftsaktien sind eine mögliche Form der Mitarbeiterbeteiligung, die dazu dienen 

kann, die Identifikation der Mitarbeiter mit ihrem Unternehmen zu stärken. Die Bedeutung 

einer Beteiligung von Mitarbeitern an dem Unternehmen, bei dem sie beschäftigt sind, wird 

sowohl im Gesellschaftsrecht als auch im Steuerrecht als fördernswert anerkannt. Je nach 

Ausgestaltung eines Belegschaftsaktienprogramms, können Mitarbeitern durch die Ausgabe 

von Aktien steuerfreie Zuwendungen gemacht werden. Über den vorgeschlagenen 

Aktienoptionsplan 2015 hinaus hat die Gesellschaft derzeit keine konkreten Pläne zur 

Auflage eines weiteren Belegschaftsaktienprogramms. Der Beschluss ermöglicht, die 

Aktienoptionsrechte des Aktienoptionsplans 2015 anstelle von Aktien aus bedingtem Kapital 
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mit Aktien aus dem genehmigten Kapital zu bedienen. Der Vorstand wird bei der Ausnutzung 

dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen Interesse der 

Gesellschaft sowohl den Umfang der Aktienausgabe als auch den Ausgabepreis sowie die 

sonstigen Bedingungen der Aktienausgabe festlegen.  

Der Vorstand soll im Rahmen des genehmigten Kapitals des Weiteren ermächtigt werden, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktionäre bis zu einem Betrag von 

insgesamt EUR 10.685.238,00 gegen Sacheinlagen ausschließen zu können. Die 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, 

insbesondere gegen Rückzahlungsansprüchen aus Options- oder 

Wandelschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einem nachgeordneten 

Konzernunternehmen aufgrund der Ermächtigung nach Tagesordnungspunkt 8 der 

Hauptversammlung vom 23. Oktober 2013 bereits begeben wurden oder zukünftig begeben 

werden, soll die Möglichkeiten der Gesellschaft durch Platzierung von Options- und 

Wandelanleihen und damit die Möglichkeit der Gesellschaft, Kapital aufzunehmen, erweitern. 

Dazu zählen die Rückzahlungsansprüche aus der von der Gesellschaft am 11. Dezember 

2013 begebenen Wandelanleihe 2013/2018.  

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen 

soll auch zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen oder von Beteiligungen an 

Unternehmen dienen. Der Erwerb eines Unternehmens oder einer Beteiligung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre darf nur erfolgen, wenn die Beteiligung im 

Rahmen des Unternehmensgegenstandes der Gesellschaft liegt. 

Als Sacheinlage kommen auch Immobilienportfolien in Betracht. Dies ermöglicht es der 

Gesellschaft, ihr Geschäft liquiditätsschonend zu erweitern. 

Die Gesellschaft soll jederzeit in der Lage sein, sowohl auf dem nationalen Markt wie auch 

auf den internationalen Märkten im Interesse der Aktionäre rasch und flexibel handeln zu 

können. Hierzu gehört auch die Möglichkeit, Unternehmen oder Beteiligungen zur 

Optimierung der Wettbewerbsposition oder zur besseren strategischen Ausrichtung zu 

erwerben. Ausschließlich die Ausnutzung des genehmigten Kapitals unter 

Bezugsrechtsausschluss bietet die Möglichkeit zum Erwerb eines Unternehmens oder einer 

Beteiligung mit eigenen Aktien der Gesellschaft, um relativ zeitnah Aktien der Gesellschaft 

als Gegenleistung anbieten zu können. Durch die vorgeschlagene Ermächtigung zum 

Ausschluss des Bezugsrechts kann der Gesellschaft die notwendige Flexibilität gegeben 

werden, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen 

schnell und flexibel ausnutzen zu können. Gerade bei dem Erwerb von Beteiligungen kann 

nur mittels des Bezugsrechtsausschlusses ein Erwerb stattfinden. Hierdurch wird darüber 

hinaus die Liquidität der Gesellschaft geschont. 

Der Bezugsrechtsausschluss bedingt zwar eine Verringerung der relativen Beteiligungsquote 

und dadurch eine Verwässerung des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen 
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Aktionäre. Die Einräumung eines Bezugsrechts kann allerdings beim Erwerb von 

Unternehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen gegen Gewährung von Inhaberaktien 

nicht realisiert werden. Die Aktien der Gesellschaft würden demzufolge bei einem 

Bezugsrecht der Aktionäre nicht als Akquisitionswährung zur Verfügung stehen. 

Zurzeit bestehen keine konkreten Erwerbsvorhaben, für die von diesen Möglichkeiten 

Gebrauch gemacht werden soll. Sofern sich Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen 

oder Beteiligungen konkretisieren, wird der Vorstand stets sorgfältig überprüfen, ob sie von 

dieser Möglichkeit der Kapitalerhöhung, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von 

Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen gegen Ausgabe neuer Inhaberaktien der 

Gesellschaft Gebrauch machen soll. Der Vorstand wird von der Ermächtigung zur 

Kapitalerhöhung und zum Bezugsrechtsausschluss nur dann Gebrauch machen, wenn das 

konkrete Vorhaben den vorgegebenen Umschreibungen entspricht und im Zeitpunkt der 

Ausnutzung noch im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Nur wenn diese 

Voraussetzungen gegeben sind, wird auch der Aufsichtsrat seine erforderliche Zustimmung 

gemäß § 204 Abs. 1 AktG erteilen. Hinsichtlich der Bewertung der Aktien der Gesellschaft 

und der zu erwerbenden Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen wird der Vorstand 

eine Sacheinlageprüfung durch Steuerberatungs-/Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

anfertigen lassen. Unter Abwägung der genannten Umstände halten deshalb der Vorstand 

und der Aufsichtsrat die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für gerechtfertigt 

und angemessen. Der Vorstand wird mit Zustimmung des Aufsichtsrates in jedem Einzelfall 

sorgfältig und gewissenhaft prüfen, ob das konkrete Vorhaben von den abstrakt 

umschriebenen Voraussetzungen gedeckt ist und im wohlverstandenen Interesse der 

Gesellschaft liegt. 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Ta gesordnungspunkt 2  

Die bisherige Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts, wenn die Ausgabe der 

Schuldverschreibungen gegen Sachleistung erfolgt, ist vom Zweck her auf den Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen beschränkt. Diese 

Beschränkung der möglichen Sacheinlagen auf Unternehmen, Unternehmensteilen oder 

Beteiligungen an Unternehmen hat sich als zu eng herausgestellt. 

Die Verwaltung schlägt daher vor, dass nicht nur Unternehmen, Unternehmensteile oder 

Beteiligungen als Sachleistungen in Betracht kommen sollen, sondern auch andere 

Sachleistungen. Voraussetzung ist stets, dass der Wert der Sachleistung in einem 

angemessenen Verhältnis zum Wert der Schuldverschreibung steht. Im Fall von Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen ist der nach anerkannten Methoden ermittelte 

theoretische Marktwert maßgeblich. Die Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen 

Sachleistung eröffnet die Möglichkeit, die Schuldverschreibungen in geeigneten Einzelfällen 

gegen Sacheinlage ausgeben zu können. Hiermit wird als Ergänzung zum genehmigten 

Kapital der Spielraum geschaffen, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 
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Sachleistungen liquiditätsschonend nutzen zu können. Die Gegenleistung braucht dann nicht 

in Geld erbracht zu werden. Dabei kann eine attraktive Alternative darin liegen, an Stelle 

oder neben der Gewährung von Aktien oder Barleistungen Schuldverschreibungen mit einem 

Wandlungs- oder Optionsrecht anzubieten. Diese Möglichkeit schafft zusätzliche Flexibilität. 

Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur kann sich ein solches 

Vorgehen nach den Umständen des Einzelfalls anbieten.  

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Ta gesordnungspunkt 4 

Unter Tagesordnungspunkt 4 schlagen der Vorstand und der Aufsichtsrat der 

Hauptversammlung vor, den Vorstand, zu ermächtigen, bis zum 31. Dezember 2015 bis zu 

1.000.000 Bezugsrechte („Aktienoptionen“) an Mitglieder des Vorstandes der Gesellschaft 

sowie an die Mitarbeiter der Gesellschaft oder Geschäftsführer oder Mitarbeiter von 

Konzerngesellschaften zu gewähren („Aktienoptionsplan 2015“).  

Mit dem Beschlussvorschlag zu Tagesordnungspunkt 4 über die Ermächtigung des 

Vorstands zur Gewährung von Aktienoptionen an Vorstandsmitglieder und Arbeitnehmer 

verfolgt die Gesellschaft die Absicht, die Motivation von Vorstandsmitgliedern und 

Arbeitnehmern der Gesellschaft weiterhin in einer der Finanz- und Wirtschaftsstruktur der 

Gesellschaft entsprechenden Weise zu fördern und zu sichern. Zudem sollen in diese 

Strategie auch die Geschäftsführung und ausgewählte Mitarbeiter von verbundenen 

Unternehmen eingebundenen werden. Die Bezugsberechtigten des Aktienoptionsplans 2015 

können von Steigerungen des Unternehmenswertes mittelbar durch den Anstieg des Kurses 

der Aktie der Gesellschaft profitieren. Dadurch wird für sie ein besonderer Anreiz geschaffen, 

sich mit dem Unternehmen zu identifizieren und zum Wachstum der Gesellschaft und damit 

zur Steigerung des Unternehmenswertes beizutragen. Auf diese Weise werden zugleich die 

Interessen der beteiligten Führungskräfte und Arbeitnehmer der Gesellschaft mit dem 

Interesse ihrer Aktionäre in Übereinstimmung gebracht.  

Aktienoptionspläne sind ein bewährtes Instrument zur zeitgemäßen und wettbewerbsfähigen 

Vergütung von Führungspersonal und Arbeitnehmern. Sie erhöhen damit die Attraktivität der 

Gesellschaft für qualifiziertes Personal und verbessern auf diese Weise deren Position im 

Wettbewerb auf dem Arbeitnehmermarkt.  

Die Ausgestaltung des Aktienoptionsplans 2015 entspricht den maßgeblichen gesetzlichen 

Voraussetzungen der §§ 192 und 193 AktG:  

Der Hauptversammlung wird unter Tagesordnungspunkt 4 vorgeschlagen, zur Bedienung der 

Aktienoptionen ein bedingtes Kapital in Höhe von bis zu EUR 1.000.000,00 zu schaffen 

(Bedingtes Kapital II/2015). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von 

Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die aufgrund der Ermächtigung der außerordentlichen 

Hauptversammlung vom 6. März 2015 im Rahmen eines neuen Aktienoptionsplans 

(„Aktienoptionsplan 2015“) in den Erwerbszeiträumen ausgegeben werden. Die bedingte 
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Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen ausgegeben werden und 

die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft 

Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung des Bezugsrechts eigene Aktien 

gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten Kapital erfolgt zu dem gemäß Punkt 4 

der Tagesordnung der außerordentlichen Hauptversammlung vom 6. März 2015 festgelegten 

Ausübungspreis. Die aus der Ausübung der Bezugsrechte hervorgehenden neuen Aktien der 

Gesellschaft nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der 

Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die 

Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Vorstand wird 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen festzulegen. 

Soweit die Mitglieder des Vorstands betroffen sind, werden die weiteren Einzelheiten der 

Optionsbedingungen sowie die Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen durch den 

Aufsichtsrat festgelegt. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung jeweils 

entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem bedingten Kapital zu ändern. 

Zur Bedienung von Bezugsrechten der Mitgliedern des Vorstandes und ausgewählten 

Mitarbeitern sowie an die Geschäftsführung und ausgewählte Mitarbeiter von verbundenen 

Unternehmen steht der Gesellschaft ein bedingtes Kapital zur Verfügung, welches knapp 5% 

vom Grundkapital ausmacht und daher den nach § 192 Abs. 3 AktG zulässigen Umfang nicht 

überschreitet.  

(1) Kreis der Bezugsberechtigten 

Der genaue Kreis der Berechtigten und der Umfang der ihnen jeweils zum Bezug 

anzubietenden Aktienoptionen werden durch den Vorstand der Gesellschaft mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festgelegt. Soweit Mitglieder des Vorstandes der 

Gesellschaft Aktienoptionen erhalten sollen, obliegt diese Festlegung und die Ausgabe 

der Aktienoptionen dem Aufsichtsrat. 

Es dürfen ausgeben werden  

– an Mitglieder des Vorstands, insgesamt bis 800.000 Aktienoptionen (80 %) 

– an ausgewählte Mitarbeiter der Gesellschaft oder Geschäftsführer oder 

Mitarbeiter von Konzerngesellschaften, insgesamt bis 200.000 Aktienoptionen 

(20 %) 

(2) Bezugsrecht 

Die Aktienoptionen gewähren dem Inhaber das Recht zum Bezug von auf den Inhaber 

lautenden stimmberechtigten Stückaktien der Gesellschaft. Dabei gewährt jede 

Aktienoption das Recht auf den Bezug von je einer Aktie der Gesellschaft gegen 
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Zahlung des Ausübungspreises nach Ziff. (5). Die neuen Aktien nehmen vom Beginn 

des Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des 

Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist. Die Optionsbedingungen können vorsehen, dass die 

Gesellschaft dem Bezugsberechtigten in Erfüllung des Bezugsrechtes wahlweise 

anstelle von neuen Aktien unter Inanspruchnahme des bedingten Kapitals auch eigene 

Aktien gewähren kann; soweit über die Gewährung eigener Aktien an 

Bezugsberechtigte entschieden werden soll, obliegt die Entscheidung hierüber dem 

Aufsichtsrat. 

(3) Erwerbszeiträume 

Die Ausgabe erfolgt bis zum 31. Dezember 2015. Die Ausgabe von Aktienoptionen ist 

ausgeschlossen jeweils in der Zeit zwischen dem Zehnten des letzten Monats eines 

jeden Quartals und dem Tag der nachfolgenden Bekanntgabe der jeweiligen 

vorläufigen Quartalsergebnisse (je einschließlich) sowie in der Zeit zwischen dem 

Zehnten des vorletzten Monats vor dem Tag der ordentlichen Hauptversammlung der 

Gesellschaft und dem Tag der Hauptversammlung (jeweils einschließlich). 

(4) Wartezeit, Ausübungszeiträume und Optionslaufzeit  

Die Bezugsrechte aus den Aktienoptionen können erstmals nach Ablauf der 

gesetzlichen Wartezeit von vier Jahren gemäß § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG ausgeübt 

werden. Sie beginnt nach Ausgabe der jeweiligen Aktienoptionen (Tag der Annahme 

der Zeichnungserklärung des Berechtigten durch die Gesellschaft oder das von ihr für 

die Abwicklung eingeschaltete Kreditinstitut). Die Ausübung der Bezugsrechte ist 

ausgeschlossen jeweils in der Zeit zwischen dem Zehnten des letzten Monats eines 

jeden Quartals und dem Tag der nachfolgenden Bekanntgabe der jeweiligen 

vorläufigen Quartalsergebnisse (je einschließlich) sowie in der Zeit zwischen dem 

Zehnten des vorletzten Monats vor dem Tag der ordentlichen Hauptversammlung der 

Gesellschaft und dem Tag der Hauptversammlung (jeweils einschließlich). Die 

Ausübung der Bezugsrechte ist innerhalb von neun Jahren, beginnend mit dem Tag 

der Ausgabe der Aktienoptionen, möglich.  

(5) Ausübungspreis  

Der jeweils festzusetzende Ausübungspreis für eine Aktie der Gesellschaft bei 

Ausübung der Aktienoptionsrechte entspricht mindestens 100% des Basispreises. 

Basispreis ist der Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung des Vorstands, im Fall der Ausgabe von Aktienoptionsrechten an 

Mitglieder des Vorstands zum Zeitpunkt der Beschlussfassung durch den Aufsichtsrat, 

über die Ausgabe von Aktienoptionsrechten. Maßgeblicher Börsenkurs ist der 

Durchschnittswert der Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter 
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Wertpapierbörse im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an 

den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung über die Ausgabe der 

Aktienoptionen. 

Die Optionsbedingungen können für den Fall, dass während der Laufzeit der 

Aktienoptionen unter Einräumung eines Bezugsrechts an die Aktionäre das 

Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe neuer Aktien erhöht wird oder eigene 

Aktien abgegeben werden oder Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft begeben werden, eine Ermäßigung des 

Ausübungspreises in dem Verhältnis vorsehen, in dem der Ausgabepreis des den 

Aktionären zustehenden Bezugsrechts zum Ausübungspreis der Aktienoptionen vor 

Bezugsrechtsabschlag steht. Die Anpassung entfällt, wenn den Inhabern der 

Aktienoptionen ein Bezugsrecht eingeräumt wird, welches dem Bezugsrecht der 

Aktionäre entspricht. Die Optionsbedingungen können ferner eine Anpassung für den 

Fall von Kapitalmaßnahmen (Aktienzusammenlegung oder –split, Kapitalerhöhung aus 

Gesellschaftsmitteln, Kapitalherabsetzung) während der Laufzeit der Bezugsrechte 

vorsehen. Mindestausübungspreis ist jedoch in jedem Fall der geringste 

Ausgabebetrag im Sinn von § 9 Absatz 1 AktG. 

(6) Erfolgsziele  

Voraussetzung für die Ausübung der Bezugsrechte ist, dass der Schlusskurs der Aktie 

im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse  an dem der Ausübung des Bezugsrechts vorangehenden Tag 

mindestens 10 % höher ist, als der nach Ziffer (5) zu bestimmende Basispreis.  

(7) Weitere Regelungen  

Die Optionsbedingungen können vorsehen, dass die Gesellschaft die ausgegebenen 

Aktienoptionen ganz oder teilweise kündigen kann, falls das Anstellungsverhältnis des 

Bezugsberechtigten mit der Gesellschaft oder mit einem mit der Gesellschaft 

verbundenen Unternehmen innerhalb von vier Jahren nach der Ausgabe der 

Aktienoptionen endet und die Beendigung nicht auf dem Eintritt in den Ruhestand oder 

auf Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit des Bezugsberechtigen beruht. Für den Todesfall, 

den Ruhestand sowie für Härtefälle können in den Optionsbedingungen 

Sonderregelungen vorgesehen werden. Dasselbe gilt für den Fall, dass die 

Gesellschaft Beteiligungen an Konzerngesellschaften an Dritte abgibt, ein 

Kontrollwechsel eintritt, die Ausgabe von Aktien unmöglich wird oder der Betriebsteil 

oder die Gesellschaft nicht mehr im Sinne von §§ 15 ff. AktG mit der Gesellschaft 

verbunden ist. Im Übrigen ist die Übertragbarkeit oder jede anderweitige wirtschaftliche 

Verwertung der Aktienoptionen, außer durch Ausübung auszuschließen. Der Vorstand 

wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen 
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festzulegen. Soweit die Mitglieder des Vorstands betroffen sind, werden die weiteren 

Einzelheiten der Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der 

Aktienoptionen durch den Aufsichtsrat festgelegt.  

(8) Schaffung eines neuen bedingten Kapitals 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 1.000.000,00 durch Ausgabe 

von bis zu 1.000.000 auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 

Kapital II/2015). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von Bezugsrechten 

aus Aktienoptionen, die aufgrund der Ermächtigung der außerordentlichen 

Hauptversammlung vom 6. März 2015 im Rahmen eines Aktienoptionsplans 

(„Aktienoptionsplan 2015“) in dem Erwerbszeitraum ausgegeben werden. Die bedingte 

Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen ausgegeben 

werden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der 

Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung des 

Bezugsrechts eigene Aktien gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten 

Kapital erfolgt zu dem gemäß Tagesordnungspunkt 4 der außerordentlichen 

Hauptversammlung vom 6. März 2015 festgelegten Ausübungspreis. Die aus der 

Ausübung der Bezugsrechte hervorgehenden neuen Aktien der Gesellschaft nehmen 

vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des 

Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Optionsbedingungen 

sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen festzulegen. Soweit die 

Mitglieder des Vorstands betroffen sind, werden die weiteren Einzelheiten der 

Optionsbedingungen sowie die Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen durch 

den Aufsichtsrat festgelegt. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung 

der Gesellschaft jeweils entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem 

bedingten Kapital zu ändern. 

Auslage von Unterlagen 

Ab Einberufung der Hauptversammlung liegen die folgenden Unterlagen in den 

Geschäftsräumen der Gesellschaft aus und werden auch in der Hauptversammlung 

ausliegen: 

- Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkten 1, 2 und 4 

- Die Unterlagen sind ab der Einberufung über die Internetseite der Gesellschaft unter 

www.demire.ag und dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden 

Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 

http://www.demire.ag/de/investors/annuals.php zugänglich. Der gesetzlichen 

Verpflichtung ist mit Zugänglichmachen der Unterlagen auf der Internetseite der 
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Gesellschaft genüge getan. Die Unterlagen werden jedem Aktionär auf Verlangen, 

einmalig, unentgeltlich und unverzüglich in Abschrift per einfacher Post übersandt und 

können unter folgender Adresse angefordert werden: 

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

Außerordentliche Hauptversammlung 2015 

Lyoner Straße 32 

60528 Frankfurt am Main 

Telefax: +49 (0)69-719 189 79 11 

Grundkapital und Stimmrechte  

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt zum Zeitpunkt der Einberufung 

EUR 19.939.861,00 und ist eingeteilt in 19.939.861 auf den Inhaber lautende Stückaktien, 

die je eine Stimme gewähren. Die Gesamtzahl der Stimmrechte beträgt damit 19.939.861. 

Eine Beteiligungsgesellschaft der Gesellschaft hält 5.000 Aktien der DEMIRE Deutsche 

Mittelstand Real Estate AG, aus denen ihr keine Stimmrechte zustehen. Diese Angaben 

beziehen sich auf den Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Einberufung im Bundesanzeiger. 

Teilnahme an der Hauptversammlung 

Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen und das Stimmrecht ausüben wollen, 

müssen sich zur Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nachweisen. Für die 

Berechtigung, an der Hauptversammlung teilzunehmen und das Stimmrecht auszuüben, 

reicht ein in Textform (§ 126b BGB) erstellter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes 

durch das depotführende Institut aus. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den 

Beginn des 21. Tages vor der Versammlung (Nachweisstichtag), das ist der 13. 

Februar 2015 (00:00 Uhr), zu beziehen. Die Anmeldung zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung hat in deutscher oder englischer Sprache in Textform (§ 126b BGB) oder 

per Telefax zu erfolgen. 

Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müssen der Gesellschaft unter 

folgender Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung, demnach bis 

spätestens zum Freitag, den 27. Februar 2015, 24:00 Uhr zugehen: 

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

 

c/o GFEI IR Services GmbH  

Office Center Plaza 

Mailänder Str. 2 
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30539 Hannover 

Telefax: +49 511-974 993 31 

E-Mail: DEMIRE-HV@gfei.de 

 

Bedeutung des Nachweisstichtags  

Der Nachweisstichtag ist das entscheidende Datum für den Umfang und die Ausübung des 

Teilnahme- und Stimmrechts in der Hauptversammlung. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt 

für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die Ausübung des Stimmrechts als 

Aktionär nur, wer einen Nachweis des Anteilsbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat. 

Veränderungen im Aktienbestand nach dem Nachweisstichtag haben hierfür keine 

Bedeutung. Aktionäre, die ihre Aktien erst nach dem Nachweisstichtag erworben haben, 

können somit nicht an der Hauptversammlung teilnehmen. Aktionäre, die sich 

ordnungsgemäß angemeldet und den Nachweis erbracht haben, sind auch dann zur 

Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts berechtigt, wenn 

sie die Aktien nach dem Nachweisstichtag veräußern. Der Nachweisstichtag hat keine 

Auswirkungen auf die Veräußerbarkeit der Aktien und ist kein relevantes Datum für eine 

eventuelle Dividendenberechtigung. 

Stimmrechtsvertretung 

Aktionäre, die sich rechtzeitig angemeldet haben, können ihr Stimmrecht in der 

Hauptversammlung durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung, die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter oder einen sonstigen Bevollmächtigten ihrer 

Wahl ausüben lassen. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 

Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen, soweit das Gesetz nichts anderes 

bestimmt, der Textform (§ 126b BGB). 

Wenn ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine diesen gleichgestellte Institution 

oder Person bevollmächtigt werden, gelten die speziellen Regelungen in § 135 AktG. Die in 

diesen Fällen zu bevollmächtigenden Institutionen oder Personen verlangen möglicherweise 

eine besondere Form der Vollmacht, weil sie die Vollmacht nachprüfbar festhalten müssen. 

Wir bitten unsere Aktionäre, sich daher mit diesen rechtzeitig über eine mögliche Form der 

Vollmacht abzustimmen.  

Der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft kann auch elektronisch an 

die folgende E-Mail Adresse übermittelt werden: 

E-Mail: HV2015@demire.ag 

Zur Bevollmächtigung ist ebenfalls eine ordnungsgemäße Anmeldung zur 

Hauptversammlung erforderlich. 
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Nähere Einzelheiten zur Vollmachtserteilung und Vollmachtsformulare werden den 

ordnungsgemäß angemeldeten Aktionären zusammen mit der Eintrittskarte zugesandt.  

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Wir bieten unseren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte, weisungsgebundene 

Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen. Die Vollmacht und Weisungen an die 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind in Textform (§ 126b BGB) zu erteilen und können 

mittels des Formulars, das mit der Eintrittskarte übersandt wird, an die folgende Adresse 

übermittelt werden: 

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

 

c/o GFEI IR Services GmbH  

Office Center Plaza 

Mailänder Str. 2 

30539 Hannover 

Telefax: +49 511-974 993 31 

E-Mail: DEMIRE-HV@gfei.de 

Den benannten Stimmrechtsvertretern müssen Weisungen für die Ausübung des 

Stimmrechts erteilt werden. Sie sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen.  

Zur Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter ist ebenfalls eine ordnungsgemäße 

Anmeldung zur Hauptversammlung erforderlich. 

Nähere Einzelheiten zur Vollmachtserteilung an die Stimmrechtsvertreter und 

Vollmachtsformulare werden den ordnungsgemäß angemeldeten Aktionären zusammen mit 

der Eintrittskarte zugesandt.  

Ergänzungsanträge gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 des Grundkapitals der Gesellschaft erreichen, können 

verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

Das Verlangen auf Ergänzung der Tagesordnung muss der Gesellschaft mindestens 

30 Tage vor der Versammlung, also bis Dienstag, den 3. Februar 2015, 24:00 Uhr, schriftlich 

zugegangen sein. Ergänzungsverlangen richten Sie bitte an nachfolgende Adresse: 

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

Außerordentliche Hauptversammlung 2015 
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Lyoner Straße 32 

60528 Frankfurt am Main 

Gegenanträge und Wahlvorschläge 

Jeder Aktionär hat das Recht, in der Hauptversammlung Gegenanträge mit Begründung zu 

Vorschlägen des Vorstands und/oder des Aufsichtsrates zu bestimmten Punkten der 

Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zur Wahl von Abschlussprüfern zu stellen. 

Gegenanträge von Aktionären zu Vorschlägen des Vorstands und/oder des Aufsichtsrates zu 

einem bestimmten Tagesordnungspunkt sowie Vorschläge für die Wahl des 

Abschlussprüfers können gerichtet werden an: 

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

Außerordentliche Hauptversammlung 2015 

Lyoner Straße 32 

60528 Frankfurt am Main 

Telefax: +49 (0)69-719 189 79 11 

E-Mail: HV2015@demire.ag 

Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden nicht nach §§ 126, 127 AktG 

zugänglich gemacht. Gegenanträge und Wahlvorschläge müssen der Gesellschaft 

mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung zugegangen sein. Wir werden daher bis 

spätestens zum Donnerstag, den 19. Februar 2015, 24:00 Uhr, eingehende, zugänglich zu 

machende Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären einschließlich des Namens des 

Aktionärs, eine Begründung (nur bei Gegenanträgen erforderlich) und einer etwaigen 

Stellungnahme der Verwaltung unter der Internetadresse www.demire.ag und dort im Bereich 

„Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem 

Link http://www.demire.ag/de/investors/annuals.php veröffentlichen.  

Gegenanträge und Wahlvorschläge sind nur dann gestellt bzw. unterbreitet, wenn sie 

während der Hauptversammlung gestellt bzw. unterbreitet werden. Das Recht eines jeden 

Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge zu den verschiedenen 

Tagesordnungspunkten oder Wahlvorschlägen auch ohne vorherige und fristgerechte 

Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt. 

Auskunftsrechte des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 Ak tG 

Gemäß § 131 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 

Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur 



27 | 27 

sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die 

Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der 

Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der 

in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. Der Vorstand darf die Auskunft nur 

aus den in § 131 Abs. 3 AktG aufgeführten Gründen verweigern, insbesondere soweit die 

Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage vor Beginn und 

in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist. 

Weitergehende Erläuterungen 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 

Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.demire.ag und dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden Link 

„Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link http://www.demire.ag/de/investors/annuals.php. 

Informationen nach § 124a AktG 

Die Internetseite der DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG, über die die 

Informationen nach § 124 a AktG zugänglich sind, lautet wie folgt: www.demire.ag. Die 

Informationen finden sich dort im Bereich „Investor Relations“ unter dem weiterführenden 

Link „Hauptversammlung“ bzw. unter dem Link 

http://www.demire.ag/de/investors/annuals.php. 

 

Frankfurt am Main, im Januar 2015 

DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG 

Der Vorstand 


